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Lagebericht für das Jahr 2023 

1 Grundlagen des Bistums Erfurt 

Das Bistum Erfurt ist nach kanonischen Recht eine öffentliche juristische Person (can. 

116 §1 Codex Iuris Canonici [CIC]) in der Rechtsform einer Körperschaft des 

öffentlichen Rechts. 

Das Bistum Erfurt wird durch den Bischof, den Generalvikar oder während der 

Sedisvakanz durch den nach kirchlichem Recht bestimmten Bevollmächtigten 

vertreten. Bischof ist Dr. Ulrich Neymeyr, Generalvikar ist Herr Dominik Trost, der zum 

1. September 2023 die Nachfolge von Raimund Beck angetreten hat. Das 

Generalvikariat nimmt unter Leitung des Generalvikars als oberste kirchliche 

Verwaltungsbehörde im Bistum die Verwaltung der diözesanen Körperschaften 

öffentlichen Rechts wahr.  

Das Gebiet des Bistums Erfurt umfasst eine Fläche von ca. 13.100 km² und liegt 

ausschließlich im Freistaat Thüringen, es umfasst jedoch nicht den gesamten Freistaat 

Thüringen. Rund 134 Tausend (im Vorjahr 137 Tausend) Einwohner des Freistaates 

(rd. 6,3 %) sind Mitglied der Katholischen Kirche. Die Bistumsgrenzen stimmen nicht 

exakt mit den Grenzen des Bundeslandes Thüringen überein. Das Bistum ist – 

unverändert zum Vorjahr – in 7 Dekanate mit 33 selbständigen Pfarreien gegliedert. 

Zum Bistum Erfurt gehören als rechtlich unselbständige Einrichtungen das Bischöfliche 

Ordinariat einschließlich Seelsorgeamt, fünf Bildungs- und Tagungseinrichtungen 

sowie zwei allgemeinbildende Schulen.  

Kirche ist kein Wirtschaftsunternehmen, und es geht uns nicht um die Erzielung von 

größtmöglichen Gewinnen. Alle unsere finanziellen Mittel haben eine Zweckbindung. 

Sie dienen der Ausbreitung des Glaubens und sollen Möglichkeiten schaffen, 

Menschen zu helfen. Der Sendungsauftrag wird auch durch die auf dem Gebiet des 

Bistums Erfurt belegenen Kirchgemeinden und die Einrichtungen des Caritasverband 

für das Bistum Erfurt e.V. erfüllt, die daher mit Zuschüssen unterstützt werden. 

2 Wirtschaftsbericht  

2.1 Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen  

Das Jahr 2023 war geprägt von den Auswirkungen des Russland-Ukraine-Krieges, 

insbesondere den hohen Energiepreisen und einer immer noch überdurchschnittlichen 

Inflation von knapp 6 %. 

Im Jahr 2023 betrug das Bruttoinlandsprodukt Deutschlands rund 4,12 Billionen Euro, 

nominal ist das BIP damit kräftig gestiegen. Dies liegt allerdings in der Inflation 

begründet, preisbereinigt ist die deutsche Wirtschaft im letzten Jahr in eine Rezession 

gerutscht, das reale Bruttoinlandsprodukt sank gegenüber dem Vorjahr um 0,2 %.1 Die 

Verbraucherpreise in Deutschland haben sich im Jahresdurchschnitt 2023 um 5,9 % 

gegenüber 2022 erhöht.2 

 
1 Vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1251/umfrage/entwicklung-des-bruttoinlandsprodukts-seit-dem-jahr-1991, 

Stand: 24.05.2024 
2 Vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/2550/umfrage/entwicklung-des-verbraucherpreisindex Stand: 12.03.2024 
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Die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland (mit Wohnort in Deutschland) stieg auf rd. 

45,8 Mio. (im Vorjahr rd. 45,5 Mio.).3 Die Zahl der Erwerbslosen blieb im 

Jahresdurchschnitt 2023 im Vergleich zum Vorjahr mit rd. 1,3 Mio. nahezu konstant. 4 

Die Arbeitslosenquote betrug im Jahresdurchschnitt 5,7 % (im Vorjahr 5,3 %).5   

Die Lage an den Kapitalmärkten war 2023 von weiteren Zinserhöhungen geprägt. Der 

Leitzins der EZB lag Ende 2022 bei 2,5 % und ist bis Ende 2023 auf 4,5 % 

angestiegen6. Die Umlaufrendite öffentlicher Anleihen hat sich 2023 im 

Jahresdurchschnitt auf 2,6 % (im Vorjahr 1,2 %) verbessert7. Die Umlaufrendite 

inländischer Bankschuldverschreibungen ist im Jahresdurchschnitt von 1,9 % im Jahr 

2022 auf rd. 2,5 % in 2023 gestiegen8. Der Effektivzins für täglich fällige Einlagen lag 

im Dezember 2023 bei 0,6 % (Dezember 2022 0,07 %)9.  

In Thüringen lag die Entwicklung des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts im Jahr 

2023 gegenüber dem Jahr 2022 mit -0,1 % etwas über der gesamtdeutschen 

Entwicklung.10 Die Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse blieb gegenüber dem 

Vorjahr mit rd. 1,02 Mio. nahezu konstant.11 Die Arbeitslosenquote betrug im 

Jahresdurchschnitt 5,9 % (im Vorjahr 5,3 %).12  

Die Inflationsrate in Thüringen lag Ende 2023 bei 6,2 % (im Vorjahr 7,5 %).13  

2.2 Kirchenspezifische Rahmenbedingungen 

Die Aktivitäten des Bistums werden zu einem wesentlichen Teil aus den von den 

Gläubigen beigetragenen Kirchensteuern finanziert. Einen weiteren wesentlichen 

Anteil tragen andere Bistümer im Wege des Finanzausgleichs über den Verband der 

Diözesen Deutschlands in Form eines Strukturbeitrags. 

Die Höhe des Kirchensteueraufkommens hängt unmittelbar von der Entwicklung der 

Lohn- und Einkommensteuer ab und ist daher stark konjunkturabhängig. Die Zahl der 

Gläubigen und somit der Kirchensteuerzahler wird durch Ein- und Austritte sowie die 

Bevölkerungsentwicklung und den demografischen Wandel beeinflusst. 

 
3 https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/inlaender-inlandskonzept.html, Stand: 

30.04.2024 
4 https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Volkswirtschaftliche-Gesamtrechnungen-

Inlandsprodukt/Publikationen/Downloads-Inlandsprodukt/inlandsprodukt-vierteljahr-pdf-2180120.pdf?__blob=publicationFile, 
S.14, Stand: 24.05.2024 
5 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/2192/umfrage/durchschnittliche-arbeitslosenquote-nach-bundeslaendern/, 

Stand: 12.01.2024 
6 Vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/201216/umfrage/ezb-zinssatz-fuer-das-hauptrefinanzierungsgeschaeft-seit-

1999/, Stand: 17.06.2024 
7  Vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1010712/umfrage/umlaufrendite-von-anleihen-der-oeffentlichen-hand-in-

deutschland/RD.EUR.A.B.A.A.R.A.A._Z._Z.A&listId=www_skms_it01&dateSelect=2021, Zeitreihe 
BBSIS.M.I.UMR.RD.EUR.A.B.A.A.R.A.A._Z._Z.A, Stand: 14.02.2024 
8 Vgl https://www.bundesbank.de/resource/blob/650674/5460f220707bf411856f238ca56a876b/mL/urwpart-data.pdf, Stand: 

20.06.2024 
9 Vgl. https://www.tagesgeldvergleich.net/statistiken/einlagenwachstum.html, Stand: 21.06.2024 
10 https://statistik.thueringen.de/presse/2024/pr_065_24.pdf, Stand: 28.03.2024 
11 Vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/253228/umfrage/erwerbstaetige-in-thueringen-nach-dem-

inlandskonzept/#statisticContainer, Stand: 10.05.2024 
12 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/2192/umfrage/durchschnittliche-arbeitslosenquote-nach-bundeslaendern/, 

Stand: 12.01.2024 
13 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1309167/umfrage/entwicklung-der-inflationsrate-in-thueringen/, Stand: 

09.02.2024 
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Das Lohnsteueraufkommen in Deutschland ist 2023 im Vergleich zum Vorjahr um 4 % 

angestiegen, das Einkommensteueraufkommen jedoch um 5,2 % gesunken. Die 

Einnahmen aus der Abgeltungssteuer auf Zins- und Veräußerungserträge stiegen um 

27,5 %.14 

Die Bevölkerung des Freistaates Thüringen ist mit 2,122 Mio. Einwohnern in 2023 

gegenüber 2022 nahezu konstant geblieben.15 Im selben Zeitraum hat sich die 

Katholikenzahl im Bistum um rd. 2.900 bzw. 2 % verringert.16 

Eine weitere Säule der Finanzierung sind öffentliche Zuschüsse, die das Bistum im 

Rahmen des in der Bundesrepublik Deutschland gültigen Subsidiaritätsprinzips für die 

Übernahme öffentlicher Aufgaben erhält. Insoweit ist die Entwicklung des Bistums auch 

von der Lage der öffentlichen Haushalte abhängig. Auf Grundlage des ab 1. Januar 

2021 gültigen Thüringer Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft vom 

21. Dezember 2020, wurden die Schülerkostenjahresbeträge ab 1. Januar 2021 

festgesetzt. Sie sollen 80 % der Vergleichskosten für Schüler an staatlichen Schulen 

decken. Unter Bezugnahme auf die tatsächlichen Personaltarifsteigerungen 

vorausgehender Jahre im staatlichen Schulsystem sowie den vorausgehenden 

Verbraucherpreisindices des statistischen Landesamtes erfolgt ab dem Jahr 2022 für 

jedes Finanzhilfejahr jeweils zum 1. August eine Dynamisierung der festgelegten 

Schülerkostenjahresbeträge (Wirkungsverzögerung). Im Jahr 2023 wurden die 

staatlichen Finanzhilfen einmalig um eine Energiekrise-Ausgleichspauschale von 

110 Euro je Schüler erhöht. Die beiden vom Bistum getragenen Schulen werden durch 

diese staatlichen Finanzhilfen des Freistaates Thüringen, Eigenanteile des Bistums 

und Elternbeiträge finanziert.   

2.3 Geschäftsverlauf 

Das Geschäftsjahr 2023 war neben den Herausforderungen durch das wirtschaftliche 

Umfeld (Energiekrise, Inflation) insbesondere durch die Vorbereitung und 

Durchführung von Baumaßnahmen geprägt:  

• In den Umbau des alten Konventgebäudes Ursulinenkloster wurden bisher 

€ 4,8 Mio. investiert, davon € 2,3 Mio. in 2023. Insgesamt sollen bis zu € 7,5 Mio. 

aufgewendet werden. Mit der Einstellung des geistlichen Wirkens der Ursulinen und 

dem Ruhen des Konventes (sog. Übertragungsfall) soll die Liegenschaft an das 

Bistum Erfurt übergehen. Der Umzug der Hauptabteilung Pastoral (Seelsorgeamt) 

ist für Ende 2024/Anfang 2025 vorgesehen.  

• Zu dem Bedarfsbau Edith-Stein-Schule erteilten der Bauausschuss und der 

Stadtrat Erfurt im Jahr 2022 ihre Zustimmung. Die Planungsphasen 1 bis 3 

(Genehmigungsplanung) wurden beauftragt. Die Baukosten werden auf rd. 

€ 9,5 Mio. geschätzt, für die Fördermittel von € 5 Mio. beschieden wurden. Im Jahr 

2023 wurde der vorhabenbezogene Bebauungsplan erstellt und beschlossen. 

• Das seit 1991 in Heilbad Heiligenstadt bestehende Gymnasium Bergschule St. 

Elisabeth wurde um eine zweizügige katholische Regelschule erweitert. Die 

 
14 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/12773/umfrage/steuereinahmen-im-mai-2009-im-vergleich-zum-vorjahr/, Stand: 

01.03.2024 
15 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/155172/umfrage/entwicklung-der-bevoelkerung-von-thueringen-seit-1961/, Stand: 

14.06.2024 
16 https://www.bistum-erfurt.de/bistum-erfurt/informationen-zum-bistum/bistum-erfurt-in-zahlen  
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Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Regelschule in Heilbad 

Heiligenstadt erfolgte durch das Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und 

Sport am 07. August 2023. Die Ersatzschule führt die Bezeichnung „Bergschule St. 

Elisabeth, Staatlich genehmigte katholische Regelschule“. 

Die bisher in Heiligenstadt angesiedelte Schule soll nach dem derzeitigen Stand 

der Planung im Jahr 2027 nach Leinefelde umziehen und dann „Katholisches 

Schulzentrum St. Elisabeth Leinefelde-Worbis“ heißen. Die Planung wurde 

fortgesetzt und das B-Plan-Verfahren abgeschlossen. Das 

Gesamtinvestitionsvolumen beträgt gemäß Kostenberechnung (Stand 01.03.2024) 

des beauftragten Generalplaners € 59 Mio. Mit Schreiben vom 11. Juli 2024 hat der 

Vatikan die gemäß Antrag nach kanonischem Recht erbetene Erlaubnis zum 

Neubau des Katholischen Schulzentrums erteilt.  

Interne Projekte des Kalenderjahres 2023 betreffen im Wesentlichen Investitionen in 

die EDV-/IT, Kommunikationsausstattung sowie Softwaremodule für das 

Personalwirtschaftssystem KIDICAP. Diese sind notwendig, um Verwaltungsaufgaben 

zu digitalisieren, Verfahrensabläufe zu vereinfachen sowie zur Vorbereitung 

strategischer Weichenstellungen. 

Der wirtschaftliche Jahresverlauf war aufgrund der gegenüber dem Planansatz 

geringeren Bautätigkeit besser als erwartet. Das rückläufige Kirchensteueraufkommen 

entspricht den vorsichtigen Planungsannahmen.  

Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Bistums waren im Jahr 2023 geordnet. 

In finanzieller Hinsicht dient als Leistungsindikator primär das Kirchensteuer-

aufkommen, darüber hinaus aber auch das Jahresergebnis. 

 

3 Lage der Körperschaft 

3.1 Ertragslage 

Die Werte der Gewinn- und Verlustrechnung stellen sich zusammengefasst wie folgt 

dar: 

2023 Vorjahr

TEUR TEUR TEUR %

Betriebliche Erträge 65.010 67.602 -2.592 -3,8

Betriebsaufwendungen 57.195 62.305 -5.110 -8,2

Betriebsergebnis 7.815 5.297 2.518 47,5

Finanzergebnis -554 -841 287 -34,1

Jahresüberschuss 7.261 4.456 2.805 62,9

Veränderung

 

Das Bistum Erfurt schließt das Kalenderjahr 2023 mit einem positiven Ergebnis von 

€ 7,3 Mio. ab. Das sind € 2,8 Mio. mehr als im Vorjahr. Ursächlich für die Verbesserung 

sind ausschließlich die um € 12,3 Mio. geringeren Aufwendungen für Altersversorgung. 

Im Vorjahr war eine höhere Zuführung zu den Pensionsrückstellungen vorzunehmen, 

da die Annahmen zur künftigen Lohn- und Gehaltsentwicklung nach oben angepasst 

wurden. 
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Die Haushaltsplanung für 2023 aus Dezember 2022 wies bei Kirchensteuereinnahmen 

von € 32,0 Mio. und einem Strukturbeitrag Ost von € 10,2 Mio. € insgesamt Einnahmen 

von € 61,5 Mio. und Ausgaben von € 58,9 Mio. aus. Die fortgeschriebene Planung aus 

Mai 2023 (entspricht der im Vorjahr abgegebenen Prognose) ging von einer Summe 

aus Erträgen und Erlösen von € 64,1 Mio. aus. Hier wurden - gegenüber der aus 

Dezember 2022 - hauptsächlich höhere sonstige Erträge berücksichtigt. Im Ist haben 

sich die geplanten Kirchensteuereinnahmen um rd. € 1 Mio. erhöht. Bei den Ausgaben 

liegen insbesondere die Personalaufwendungen um rd. € 3 Mio.  unter dem 

Planansatz, was im Wesentlichen auf Schätzungenauigkeiten bei der Entwicklung der 

Pensionsrückstellungen zurückzuführen ist.  

Die Erlöse und Erträge entwickelten sich im Einzelnen wie folgt: 

TEUR % TEUR % TEUR %

Kirchensteuern 33.043 50,8 33.963 50,2 -920 -2,7

Zuschüsse und Zuweisungen 26.557 40,9 26.650 39,4 -93 -0,3

Verwaltungserlöse 3.249 5,0 3.083 4,6 166 5,4

Sonstige Erträge 2.160 3,3 3.905 5,8 -1.745 -44,7

Erlöse und Erträge 65.009 100,0 67.601 100,0 -2.592 -3,8

2023 Vorjahr Veränderung

 

Die Erträge aus Kirchensteuern sind weiterhin die zentrale Einnahmequelle zur 

Finanzierung der vielfältigen pastoralen und kirchlichen Aufgaben im Bistum Erfurt. 

Entsprechend dem allgemeinen Trend der Entwicklung der Lohn- und 

Einkommensteuern sind die Kirchensteuereinnahmen um € 0,9 Mio. bzw. 2,7 % 

zurückgegangen; sie haben nunmehr einen Anteil von rd. 51 % an den Gesamterträgen 

des Bistums Erfurt. 

Neben den Kirchensteuereinnahmen sind die Zuweisungen und Zuschüsse eine 

weitere wichtige Einnahmequelle. Ihr Anteil erhöhte sich leicht auf rd. 41 % an den 

Gesamterträgen des Bistums Erfurt. Wesentliche Bestandteile sind unverändert zum 

Vorjahr mit € 10,2 Mio. der Strukturbeitrag Ost und mit € 9,4 Mio. (im Vorjahr 

€ 9,6 Mio.) die staatlichen Finanzhilfen zur Finanzierung der beiden Schulen. Wegen 

rückläufiger Schülerzahlen verringerten sich die staatlichen Finanzhilfen zur 

Finanzierung der Schulen trotz gestiegener Schülerkostensätze und zusätzlicher 

Energiekostenhilfen.   

Die Verwaltungserlöse/Umsatzerlöse erhöhten sich leicht gegenüber dem Vorjahr von 

€ 3,1 Mio. auf € 3,2 Mio. Sie resultieren im Wesentlichen aus Schulgeld und 

Einnahmen für Veranstaltungen der Bildungs- und Tagungseinrichtungen aus 

Teilnehmergebühren, Übernachtungs- und Verpflegungsleistungen.  

Bei den sonstigen Erträgen ist aufgrund geringerer periodenfremder Einmaleffekte ein 

Rückgang um € 1,7 Mio. auf € 2,2 Mio. zu verzeichnen.  

Der Reduzierung der Erlöse und Erträge um 3,8 % steht folgende Entwicklung der 

betrieblichen Aufwendungen gegenüber: 
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TEUR % TEUR % TEUR %

Personalaufwand 28.326 49,5 38.917 62,5 -10.591 -27,2

Abschreibungen 1.148 2,0 1.054 1,7 94 8,9

Zuweisungen und Zuschüsse 12.445 21,8 9.839 15,8 2.606 26,5

Zuschüsse für Investitionen 4.373 7,6 2.710 4,3 1.663 61,4

Übrige Betriebsaufwendungen 10.902 19,1 9.784 15,7 1.118 11,4

Betriebliche Aufwendungen 57.194 100,0 62.304 100,0 -5.110 -8,2

2023 Vorjahr Veränderung

 

Bei den Betriebsaufwendungen ist insgesamt eine Verringerung um € 5,1 Mio. bzw. 

8 % zu verzeichnen, ausschließlich bedingt durch geringere Personalaufwendungen.  

Die Personalaufwendungen haben – wie im Vorjahr – den größten Anteil an den 

Aufwendungen, da die pastorale und vielfältige kirchliche Arbeit, insbesondere die 

Seelsorge und Bildung, sehr personalintensive Tätigkeiten sind. Diese werden durch 

Priester, pastorale Mitarbeiter sowie durch nichtpastorale Mitarbeiter erbracht. Der 

Rückgang beim Personalaufwand um € 10,6 Mio. ist durch die um € 12,4 Mio. 

niedrigere Zuführung zu Pensionsrückstellungen bedingt. Im Vorjahr hat sich die 

Anpassung der Annahmen bezüglich des künftigen Gehalts- und Rententrends 

(Erhöhung von 1 % p.a. auf 2,5 % p.a.) einmalig aufwanderhöhend ausgewirkt. Nach 

Wegfall dieses Einmaleffektes haben sich die Aufwendungen für Altersversorgung 

(Rückstellungsveränderungen zuzüglich Ruhestandsbezüge) insgesamt um 

€ 12,3 Mio. verringert. Ohne Berücksichtigung der Effekte aus der Veränderung der 

Pensionsrückstellungen erhöhten sich die Personalaufwendungen um € 1,8 Mio. bzw. 

rd. 6 %. In 2023 gab es beim nichtpastoralen Personal keine Tarifsteigerungen. Es 

wurde jedoch ein Inflationsausgleich gezahlt. Die nächste tarifliche Steigerung fand im 

März 2024 statt. Bei den Priestern stieg die Besoldung zum 01.01.2023 je nach 

Besoldungsstufe um 7 % bzw. 5 %. Für die Vergütung des Personals gilt die Kirchliche 

Dienstvertragsordnung vom 1. April 2022 mit der Änderung vom 01.07.2023 zum 

Inflationsausgleich. 

Die unter den Aufwendungen separat ausgewiesenen Zuweisungen und Zuschüsse 

betreffen vom Bistum gewährte Zuschüsse z.B. an die Kirchengemeinden, den 

Verband der Diözesen Deutschlands und den Caritasverband für das Bistum Erfurt e.V. 

Soweit Zuschüsse für investive Maßnahmen ausgereicht wurden, werden sie 

gesondert als Zuschüsse für Investitionen ausgewiesen. Diese wurden im 

Wesentlichen an Kirchengemeinden für Kirchen, Pfarrhäuser und Gemeindehäuser 

ausgereicht. Insgesamt wurden für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende 

Aufwendungen € 2,6 Mio. mehr als im Vorjahr aufgewendet, wobei € 0,5 Mio. auf den 

103. Deutschen Katholikentag Erfurt 2024 e.V., € 2,5 Mio. auf den Caritasverband für 

das Bistum Erfurt e.V. und € 0,6 Mio. auf die Villa Lampe gGmbH entfallen. Zudem 

wurden an die Kirchgemeinden einmalige Zuschüsse für Energiekosten gezahlt. Für 

investive Maßnahmen wurden € 1,7 Mio. mehr als im Vorjahr ausgereicht, im 

Wesentlichen als Baukostenzuschüsse für Kirchen.  

Wesentliche Bestandteile der übrigen betrieblichen Aufwendungen sind die an das 

Finanzamt zu leistenden Verwaltungsgebühren (€ 0,9 Mio.; Vorjahr € 1,0 Mio.), 

Instandhaltungs- und Wartungskosten ohne Hard- und Software (€ 2,4 Mio.; Vorjahr 

€ 1,2 Mio.) und Aufwendungen für Versicherungen (€ 0,7 Mio.; Vorjahr € 0,6 Mio.). Der 

Anstieg der sonstigen Aufwendungen ist hauptsächlich auf die 
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Instandhaltungsaufwendungen zurückzuführen und hier auf die Umbaumaßnahme 

Ursulinenkloster.  

Im Saldo aus geringeren Betriebserträgen und geringeren Betriebsaufwendungen 

ergibt sich die Verbesserung des Verwaltungsergebnisses um € 2,5 Mio. auf € 7,8 Mio.  

Neben dem positiven Betriebsergebnis (Verwaltungsergebnis) von € 7,8 Mio. (Vorjahr 

€ 5,3 Mio.) wird ein negatives Finanzergebnis von € -0,6 Mio. (Vorjahr € -0,8 Mio.) 

ausgewiesen. Hier sind Zins- und Beteiligungserträge zusammengefasst und mit den 

Zinsaufwendungen saldiert worden. Das Finanzergebnis ist von den 

Zinsaufwendungen geprägt (€ 1,5 Mio.; im Vorjahr € 1,3 Mio.), welche fast 

ausschließlich aus den Zuführungen zu den Pensionsrückstellungen resultieren. Der 

Anstieg der Guthabenzinsen hat zu deutlich höheren Zinserträgen von € 0,5 Mio. 

geführt. 

3.2 Finanzlage 

Der Finanzmittelfonds, der ausschließlich aus den Kassenbeständen und Guthaben 

bei inländischen Kreditinstituten besteht, verringerte sich aufgrund der 

Investitionstätigkeit - und hier hauptsächlich in Folge der Umschichtung in die 

Wertpapiere des Anlagevermögens - um € 1,3 Mio. und betrug zum Bilanzstichtag am 

31. Dezember 2023 € 42,7 Mio. In die Finanzanalgen wurden € 8,5 Mio. investiert.  

Bei den Kapitalanlagen des Bistums berücksichtigen wir die Empfehlungen der 

Deutschen Bischofskonferenz, wie sie in der Orientierungshilfe für 

Finanzverantwortliche katholischer Einrichtungen in Deutschland niedergeschrieben 

sind. Hier wird die ethische Nachhaltigkeit der Investments als Ausdruck christlicher 

Wertorientierung betont. Die Umsetzung erfolgt mit Unterstützung eines externen 

Beraters. Dabei stehen Sicherheitsinteressen und Werterhalt im Vordergrund. 

Die Kapitalstruktur des Bistums ist von einem hohen, nahezu unveränderten 

Eigenkapitalanteil von rd. 79 % der Bilanzsumme geprägt. Das Eigenkapital hat sich 

durch den Jahresüberschuss um € 7,3 Mio. auf € 381,2 Mio. erhöht. Davon entfallen 

unverändert € 64,2 Mio. auf die Kapitalreserve des Bistums Erfurt, welches im 

Wesentlichen das Stammvermögen gemäß can. 1291 CIC umfasst. Der überwiegende 

Teil des Eigenkapitals entfällt auf Rücklagen in Höhe von € 317 Mio. Diese sind 

zweckgebunden für bestimmte Maßnahmen und Verpflichtungen der Diözese Erfurt 

und stehen deshalb nicht zur freien Verfügung. Sie umfassen hauptsächlich Rücklagen 

für Instandhaltungsmaßnahmen und Investitionen sowie Rücklagen für Pensions- und 

Beihilfeverpflichtungen. Um die noch nicht von den Rückstellungen umfassten 

Pensions- und Beihilfeleistungen der künftigen Jahre sowie Zinseffekte 

(Kapitalmarktzinsniveau im Vergleich zum Diskontierungssatz nach Handelsrecht) zu 

berücksichtigen, wurde eine zusätzliche Rücklage von insgesamt € 48 Mio. dotiert.  

Zweckgebundene Rücklagen werden durch Beschlüsse der zuständigen Gremien im 

Bistum Erfurt (Diözesanvermögensverwaltungsrat, Diözesankirchensteuerrat) aus dem 

positiven Jahresergebnis gebildet.  

Langfristige Fremdmittel bestehen nahezu ausschließlich in Form von 

Pensionsrückstellungen. Diese haben sich im Berichtsjahr um € 1,4 Mio. auf 
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€ 90,4 Mio. verringert. Ursächlich für den Rückgang sind der leicht gestiegene 

Abzinsungssatz und es waren 2 Personen weniger zu berücksichtigen.  

Das kurzfristige Fremdkapital, welches die sonstigen Rückstellungen, 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, sonstige Verbindlichkeiten und 

Rechnungsabgrenzungsposten umfasst, beträgt € 6,2 Mio. (Vorjahr € 4,7 Mio.) und hat 

mit rd. 1 % an der Bilanzsumme keine nennenswerte Bedeutung für die Finanzierung 

des Bistums.  

3.3 Vermögenslage 

Die Bilanzsumme des Bistums beträgt zum 31. Dezember 2023 € 480,1 Mio. Sie hat 

sich gegenüber dem vorangegangenen Bilanzstichtag um € 7,3 Mio. erhöht. Der Anteil 

des Anlagevermögens an der Bilanzsumme beträgt 91 % (im Vorjahr: 90 %). Das 

Anlagevermögen und seine Entwicklung im Berichtsjahr sind dabei im Wesentlichen  

durch die Finanzanlagen geprägt. Wir verweisen diesbezüglich auf die Erläuterungen 

zur Finanzlage.  

Das kurzfristige Vermögen betrifft fast ausschließlich den Finanzmittelfonds. 

Zusammenfassend bewerten wir die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Bistums Erfurt auch im Jahr 2023 als geordnet und stabil. 

3.4 Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Wie bereits erläutert, ist ein bedeutsamer nicht finanzieller Leistungsindikator die 

Entwicklung der Kirchenmitglieder (Katholikenzahl) und der Kirchensteuerzahler. Die 

Katholikenzahl hat sich im Vergleich zum Vorjahrsbilanzstichtag von 137.272 auf 

134.371 weiter verringert. Der Anteil der Kirchensteuerzahler bezogen auf die 

Kirchenmitglieder beträgt rd. 45 %.    

Die Katholikenzahl ist stetigen Veränderungen unterworfen und wird durch Taufen, 

Eintritte, Wiederaufnahmen, Bestattungen und Austritte beeinflusst. Daneben spielt der 

demografische Faktor im Bistum Erfurt eine bedeutende Rolle.   

Des Weiteren ist unser vielfältiges kirchliches Handeln sowie unser gesellschaftliches 

Engagement durch die Aktivitäten in unseren Kirchengemeinden, Schulen, 

Kindertagesstätten, Bildungshäuser und in unseren Verbänden, insbesondere des 

Caritasverbandes der Diözese Erfurt, ein bedeutsamer nichtfinanzieller Indikator. 

 

4  Prognose-, Chancen- und Risikobericht  

4.1 Prognosebericht 

Nach der aktuellen Konjunkturprognose des ifo Instituts aus Juni 2024 wird die 

deutsche Wirtschaftsleistung in diesem Jahr um 0,4 % und im Folgejahr um 1,5 % 

wachsen. Die deutsche Wirtschaft arbeitet sich langsam aus der Krise. Die Inflation 

wird von 5,9 % in 2023 spürbar auf 2,2 % im Jahr 2024 und voraussichtlich auf 1,7 % 

im Jahr 2025 zurückgehen. Der deutsche Arbeitsmarkt ist weiter spürbar gehemmt, 

zeigt sich jedoch im Vergleich zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in robuster 

Verfassung. Die Arbeitslosenquote wird in Höhe von 5,9 % erwartet.  
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In der Haushaltsplanung für 2024 des Bistums Erfurt sind die Kirchensteuereinnahmen 

mit € 32,9 Mio. angesetzt. Dabei wurden im Wesentlichen die Ist-Werte aus 2023 

zugrunde gelegt. Der erwarteten positiven Entwicklung der Steuereinnahmen steht der 

weitere Trend beim Rückgang der Kirchenmitglieder entgegen. 

Der auf das Bistum Erfurt entfallende Anteil am Strukturbeitrag Ost als zweite 

wesentliche Ertragssäule bleibt im Jahr 2024 gemäß den Vereinbarungen der 

Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands nach dem Rückgang im 

Jahr 2021 auf 10,2 Mio. € bis 2025 stabil. 

Zusammen mit den Zahlungen des Freistaates Thüringen und den sonstigen Erlösen 

und Erträgen rechnen wir laut Haushaltsplanung für 2024 aus November 2023 mit 

Erlösen und Erträgen von insgesamt € 62,5 Mio.  

Diesen geplanten Erträgen und Erlösen stehen geplante Aufwendungen in nahezu 

gleicher Größenordnung gegenüber, so dass sich ein ausgeglichenes 

Verwaltungsergebnis ergibt. Aufgrund des positiven Finanzergebnisses errechnet sich 

ein geplantes Jahresergebnis von € 0,7 Mio. Von den geplanten Aufwendungen 

resultieren € 32,8 Mio. aus Personalaufwendungen. Hier wurde aufgrund der 

Erfahrungen aus Tarifabschlüssen für andere Branchen mit ca. 6 %igen Steigerungen 

für die Angestellten und geringfügigen Steigerungen bei den Priestern kalkuliert. Für 

ausgereichte Zuweisungen und Zuschüsse wurden insgesamt € 15,6 Mio. und damit 

etwas weniger als im Jahr 2023 (€ 16,8 Mio.) angesetzt, da die einmaligen 

Energiekostenzuschüsse an die Kirchgemeinden entfallen. Für die sonstigen 

betrieblichen Aufwendungen werden grundsätzlich keine wesentlichen Veränderungen 

gegenüber 2023 erwartet. Einzige Ausnahme sind die Aufwendungen für Umbauten 

des Ursulinenklosters – hierfür sind € 3,7 Mio. eingeplant. 

4.2 Risiken und Chancen der künftigen Entwicklung 

Ein Risikomanagementsystem befindet sich noch im Aufbau. Erste Arbeitsgruppen zur 

systematischen Erfassung der Risiken haben bereits stattgefunden. 

Durch das bestehende Planungs- und Berichtssystem werden Abweichungen von 

geplanten Entwicklungen frühzeitig erkannt und diesbezüglich notwendige 

Maßnahmen ergriffen. Die Entscheidungsträger sind durch eine laufende 

Berichterstattung in den Prozess eingebunden. 

Die Kirchensteuer als wichtigste Ertragsquelle des Bistums hängt in hohem Maße von 

ökonomischen, demografischen und steuerpolitischen Entwicklungen ab. Da das 

Bistum sowohl diese Faktoren als auch bestimmte kirchenpolitische Entwicklungen 

nicht beeinflussen kann, besteht daraus ein immerwährendes Risiko für 

Ertragsschwankungen. Der aktive Austritt von Gläubigen aus der Katholischen Kirche, 

die zurückgehende Anzahl von Taufen sowie die auch demografisch bedingt sinkende 

Anzahl katholischer Christen wird auch weiterhin zu einem stetigen Rückgang der 

Anzahl der Katholiken/ Kirchensteuerzahler auf dem Gebiet des Bistums Erfurt führen. 

Der Rückgang der Kirchenmitglieder im Bistum Erfurt ist – abweichend vom 

Bundesdurchschnitt – mit ca. 40 % stärker auf demografische Faktoren als auf Tauf-, 

Austritts- und Aufnahmeverhalten zurückzuführen und somit nicht beeinflussbar. Damit 

wird ein mittel- bis langfristiger Rückgang der Kirchensteuererträge verbunden sein.  
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Die makroökonomischen Bedingungen wie z.B. die Folgen des Krieges zwischen 

Russland und der Ukraine können möglicherweise zusätzlich zu einem Rückgang 

anderer Erträge wie beispielsweise erhaltene Zuschüsse führen. Auch die 

Finanzanlagen werden von diesen Ereignissen und deren Folgewirkungen beeinflusst. 

Das Bistum Erfurt geht davon aus, dass ein Wertminderungsbedarf nicht erforderlich 

wird, aufgrund der bestehenden stillen Reserven. 

Einen weiteren wesentlichen Anteil an der Finanzierung tragen andere Bistümer im 

Wege des Finanzausgleichs über den Verband der Diözesen Deutschlands in Form 

eines Strukturbeitrags Ost. Dieser ist bis einschließlich 2025 festgeschrieben 

(Einnahmen des Bistums Erfurt von € 10,2 Mio. in 2023) und entfällt ab 2026 endgültig. 

Der Wegfall des Strukturbeitrags ab 2026 muss daher bei allen Entscheidungen 

mitbedacht und berücksichtigt werden. Da nicht mit nennenswerten Steigerungen auf 

der Einnahmenseite zu rechnen ist, muss dieser Rückgang durch wirksame 

Reduzierungen bei den Ausgaben kompensiert werden. Des Weiteren muss von Grund 

auf neu geplant werden, um auch zukünftig die kirchlichen und caritativen Ziele zu 

erreichen. 

Die Erhöhung der Schülerkostenjahresbeiträge (SKJB) durch das Land Thüringen hat 

im Jahr 2021 eine vorübergehende Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der 

Schulen bewirkt. Der Defizitausgleich durch das Bistum ist aber bereits in 2022 

gegenüber 2021 wieder angestiegen und lag in 2023 bei rd. € 2,4 Mio. (in 2022 rd. 

€ 1,3 Mio.). Die Refinanzierung der Schulen orientiert sich in keiner Weise an der 

tatsächlichen Entwicklung der notwendigen Aufwendungen. Die tatsächlichen 

Kostenerhöhungen, insbesondere die tariflichen Personalkostensteigerungen bei den 

Lehrkräften, schlagen daher voll auf das Ergebnis durch. Des Weiteren schlägt die 

Wirkungsverzögerung bei der Dynamisierung der staatlichen SKJB negativ auf das 

Ergebnis durch. Im Fall der Bergschule kommt der im Schuljahr 2022/2023 im Vergleich 

zum Schuljahr 2021/2022 erfolgte Rückgang der Schülerzahlen erschwerend hinzu. 

Positiv ist die erstmalige Aufnahme von insgesamt 40 Regelschülern im Schuljahr 

2023/2024 an der Bergschule. Aus ökonomischer Sicht muss eine Diskussion über 

mögliche steuernde Maßnahmen zur Aufwandsreduzierung, zur Steigerung der 

Einnahmen (Erhöhung der Schülerkostenjahresbeiträge) als auch eine optimale 

Schüler-Lehrer-Relation weiter vorangetrieben werden. Daraufhin wurde zum 

1. August 2024 eine Anpassung des Schulgeldes beschlossen und eine weitere 

Anhebung für das Schuljahr 2025/2026 angekündigt. 

Die Wertentwicklung der Finanzanlagen ist vor allem Emittenten-, Bonitäts-, 

Zinsänderungs- und Marktrisiken ausgesetzt und damit von allgemeinen 

Marktentwicklungen abhängig. Das Bistum ist im Wertpapierbereich in gemischte 

Wertpapierspezialfonds und in festverzinsliche Wertpapiere mit hoher und sehr hoher 

Bonität investiert. Anlageentscheidungen erfolgen im Rahmen eines strengen 

Nachhaltigkeitskonzepts unter Beachtung von Aspekten der katholischen 

Glaubenslehre sowie allgemeiner ethischer, sozialer und ökologischer Kriterien. Dieses 

steht im Einklang mit der Orientierungshilfe „Ethisch-nachhaltig investieren“ der 

Deutschen Bischofskonferenz und des Zentralkomitees der deutschen Katholiken. 

Anlageziel ist die Kapitalerhaltung im langfristigen Sinne bei unterdurchschnittlichen 

Risiken und die Erwirtschaftung einer durchschnittlichen Rendite. Aufgrund der im 

Sommer 2022 eingeleiteten Zinswende der Europäischen Zentralbank, die bis Anfang 

2024 anhielt, haben sich die Renditen aus festverzinslichen Wertpapieren zwar etwas 
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verbessert, es werden aber in absehbarer Zeit nur geringe Renditen erwirtschaften 

werden können. 

Ein nennenswertes Risiko folgt für das Bistum Erfurt aus allgemeinen 

Preissteigerungen. Hervorzuheben sind dabei neben den Baukosten vor allem die 

Energiekosten und die aufgrund der Inflation zu erwartenden Lohn- und 

Gehaltssteigerungen. Diese Sachverhalte werden auch zu einem erhöhten 

Zuschussbedarf an Kirchgemeinden und andere Einrichtungen führen.  

Das Bistum trägt auf seinem Gebiet unmittelbar und mittelbar Verantwortung für den 

Erhalt und Unterhalt von zahlreichen Gebäuden wie Kirchen und Kapellen, 

Kindertagesstätten, Pfarrhäuser, Schulen sowie Bildungs- und Jugendhäuser. Die 

Gebäude dienen dem Zweck, das vielfältige Wirken der Kirche durch angemessene 

und geeignete Räumlichkeiten zu unterstützen. In diesem Zusammenhang bestehen 

beständig zunehmende Verpflichtungen aus Instandhaltungs- und Baumaßnahmen, 

die das Bistum aus den laufenden Erträgen sowie, falls erforderlich, aus seinen 

Rücklagen finanziert. Die enormen Baukostensteigerungen bereits der vergangenen 

Jahre, die hohen Standards im Bauwesen, die denkmalpflegerischen Anforderungen 

sowie das Ziel nachhaltigen Bauens führen jedoch seit Längerem dazu, dass trotz des 

beachtlichen finanziellen Aufwands mit den vorhandenen Mitteln immer weniger 

bewirkt werden kann.  

Das Bistum Erfurt hat umfangreiche Verpflichtungen zur Versorgung von Geistlichen 

und für Mitarbeitende aus Pensions- und Beihilfeleistungen. Hierfür wurde durch 

Rückstellungen und Rücklagen angemessene Vorsorge getroffen.  

Nach den Wahlen zum Deutschen Bundestag im Herbst 2021 haben die aktuellen 

Regierungsparteien in ihrem Koalitionsvertrag den Erlass eines Grundsätzegesetzes 

zur Ablösung der Staatsleistungen vereinbart. Ein solches Gesetz soll einen „fairen 

Rahmen“ für die angestrebte Ablösung schaffen. Die beiden christlichen Kirchen sind 

erklärtermaßen offen für eine gleichwertige Ablösung der Staatsleistungen. Bund, 

Länder und Kirchen trafen sich zu Gesprächen; ein Gesetzentwurf liegt aber noch nicht 

vor. Wie sich dieser Prozess auf die finanzielle Situation des Bistums Erfurt konkret 

auswirken wird, ist zum derzeitigen Zeitpunkt daher nicht absehbar. 

Die vom Bistum Erfurt durchgeführte Umbaumaßnahme Ursulinenkloster soll Ende 

2024 abgeschlossen sein. Der entsprechende Grundvertrag mit den Ursulinen ist noch 

nicht abgeschlossen. Der Abschluss der Vertragsverhandlungen sowie die 

Unterzeichnung des Vertrages ist für Herbst 2024 vorgesehen.     

Seit einigen Jahren zeichnet sich ein strukturelles Defizit aus beständig zunehmenden 

Aufwendungen für Personal und für Baumaßnahmen auf der einen und zumindest real 

stagnierenden oder zurückgehenden Kirchensteuererträgen auf der anderen Seite ab.  

Um den Fortbestand des Bistums auch weiterhin zu sichern sind unsererseits 

folgenden Maßnahmen zur eigreifen: 

• Die Aufwandsstruktur im Bistum Erfurt wird dominiert vom Personalaufwand 

(pastorales Personal/nicht pastorales Personal) und den Zuweisungen und 

Zuschüssen, die wiederum zur Deckung von Personalaufwendungen 

aufgewendet werden. Einer vorausschauenden Personalplanung 
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Erfurt, den 9. September 2024 

Dominik Trost Mar 

Generalvikar bbzesanöko 

und -bewirtschaftung kommt deshalb eine enorme Bedeutung zu. Die 
Bewirtschaftung muss streng am Stellenplan erfolgen und bleibt die einzige 
wirksame Methode der Personalkostensteuerung. Dies muss zukünftig alle 
Bereiche des Bistums Erfurt, insbesondere die Schulen umfassen. 

• Der Immobilienbestand in den Pfarreien und im Bistum selbst kann mit den zur 
Verfügung stehenden sowie den zukünftig zu erwartenden finanziellen Mitteln 
mittel- und langfristig nicht gehalten und unterhalten werden. Es bedarf deshalb 
einer strukturellen Überprüfung und Anpassung des Immobilienbestandes 
sowohl in pastoraler als auch in wirtschaftlicher Hinsicht. 

Der Zeitraum für notwendige strategische Weichenstellungen auf Seiten des Bistums 
und gleichermaßen auf der ihrer Zuschussempfänger ist deutlich kleiner geworden. 
Gleichzeitig sollen auch ab 2026 bei zumindest real gleichbleibenden 
Kirchensteuereinnahmen und dem Wegfall des Strukturbeitrages ausgeglichene 
Ergebnisse erreicht werden. 

Die bestehenden Risiken werden als beherrschbar angesehen. Über die genannten 
Risiken hinaus sind keine solchen erkennbar, die eine wesentliche Auswirkung auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Diözese haben könnten. Bestands-
gefährdende Risiken sind zurzeit nicht erkennbar. 
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Bistum Erfurt

Bilanz zum 31. Dezember 2023

Aktiva
31.12.2023 31.12.2022

€ €
A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegensände
Entgeltlich erworbene Lizenzen 62.083,00 38.264,00

II. Sachanlagen
1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte und Bauten 12.574.565,79 13.027.574,30

einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken
2. Technische Anlagen 618.154,50 239.833,50
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.442.093,00 1.369.084,50
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.387.037,46 338.179,64

16.021.850,75 14.974.671,94
III. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 160.774,65 160.774,65
2. Wertpapiere des Anlagevermögens 416.992.936,91 410.893.597,91
3. Sonstige Ausleihungen 3.020.660,00 1.886.523,00

420.174.371,56 412.940.895,56
436.258.305,31 427.953.831,50

B. Umlaufvermögen
I. Vorräte

Waren 14.161,94 10.841,32
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 178.141,68 430.931,50
2. Sonstige Vermögensgegenstände 839.891,92 453.929,00

1.018.033,60 884.860,50

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 42.747.810,15 44.021.748,20
43.780.005,69 44.917.450,02

C. Rechnungsabgrenzungsposten 93.012,83 44.434,50
480.131.323,83 472.915.716,02
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Passiva
31.12.2023 31.12.2022

€ €
A. Eigenkapital

I. Kapitalreserve 64.200.000,00 64.200.000,00
II. Rücklagen 317.001.050,22 309.740.464,70
III. Bilanzgewinn 0,00 0,00

381.201.050,22 373.940.464,70

B. Sonderposten aus Fördermitteln für Investitionen 2.355.024,51 2.459.507,40

C. Rückstellungen
1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 90.350.310,00 91.781.807,00

Verpflichtungen
2. Sonstige Rückstellungen 2.278.190,19 1.990.931,57

92.628.500,19 93.772.738,57
D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.237.933,97 495.932,48
2. Sonstige Verbindlichkeiten 2.136.261,28 1.738.079,93

(davon aus Steuern € 348.762,12; Vorjahr € 364.772,05)
3.374.195,25 2.234.012,41

E. Rechnungsabgrenzungsposten 572.553,66 508.992,94

480.131.323,83 472.915.716,02

3



 



Bistum Erfurt

Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023

2023 2022
€ €

1. Kirchensteuern 33.043.240,01 33.963.635,32
2. Erträge aus Zuschüssen und Zuweisungen 26.557.151,78 26.649.740,75
3. Verwaltungserlöse/ Umsatzerlöse 3.248.755,58 3.082.867,11
4. Sonstige Erträge 2.160.366,11 3.905.649,64
5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 22.742.461,32 21.320.308,14
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für
    Unterstützung 5.583.996,91 17.597.018,83
(davon für Altersversorgung € 844.978,96; 28.326.458,23 38.917.326,97
Vorjahr € 13.174.259,99)

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände
des Anlagevermögens und Sachanlagen 1.148.343,09 1.054.049,35

7. Aufwendungen aus Zuweisungen und Zuschüssen 12.445.203,25 9.839.676,15
8. Aufwendungen aus Zuschüssen für Investitionen 4.372.861,28 2.709.737,21
9. Sonstige Aufwendungen 10.897.661,67 9.779.648,72

10. Erträge aus Beteiligungen 0,00 37.500,00
11. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des

Finanzanlagevermögens 457.786,26 402.982,82
12. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 475.628,00 46.008,81
13. Abschreibungen auf Finanzanlagen 0,00 5.175,00
14. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.487.534,12 1.322.617,19

(davon aus der Aufzinsung von Rückstellungen € 1.487.476,00;
Vorjahr € 1.322.453,00)

15. Ergebnis nach Steuern 7.264.866,10 4.460.153,86
16. Sonstige Steuern 4.280,58 4.073,03
17. Jahresüberschuss 7.260.585,52 4.456.080,83
18. Entnahmen aus Rücklagen 6.082.443,25 2.550.999,32
19. Einstellungen in Rücklagen 13.343.028,77 7.007.080,15
20. Bilanzgewinn 0,00 0,00

5



 



Bistum Erfurt  

Körperschaft des öffentlichen Rechts, Erfurt 

 

Anhang  
für das Jahr 2023 

1. Allgemeine Angaben 

Das Bistum Erfurt, mit Sitz in Erfurt, ist nach kanonischem Recht eine öffentliche juristische Person 

(can. 116 § 1 Codex Iuris Canonici [CIC]) in der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen 

Rechts.  

Der Jahresabschluss des Bistums Erfurt ist nach den für alle Kaufleute geltenden 

handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 242 bis 256a HGB) und den ergänzenden Vorschriften für 

Kapitalgesellschaften (§§ 264 bis 288 HGB) aufgestellt. Die Körperschaft hat freiwillig die 

Vorschriften für Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 Abs. 3 HGB – große 

Kapitalgesellschaften – angewendet, soweit dem nicht die Eigenart des Bistums oder andere 

Rechtsvorschriften entgegenstehen.  

Auf die Gliederung der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung finden die Vorschriften der 

§ 266 und § 275 HGB Anwendung. Aus Gründen der besseren Aussagefähigkeit wurden die 

Postenbezeichnungen in der Gewinn- und Verlustrechnung an die besonderen Bedürfnisse des 

Bistums angepasst und die Posten „Kirchensteuern“, „Zuschüsse und Zuweisungen“ sowie 

Verwaltungserlöse / Umsatzerlöse“ eingefügt. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr nicht geändert. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB 

aufgestellt. 

Im Jahresabschluss 2023 wurde innerhalb des Postens Personalaufwand in der Gewinn- und 

Verlustrechnung zwischen den Löhnen und Gehältern und den sozialen Abgaben und 

Aufwendungen für Altersversorgung und Unterstützung eine Umgliederung der Ruhestandsbezüge 

vorgenommen, um einen richtigen Ausweis der Aufwendungen für Altersversorgung zu 

gewährleisten. Der Vorjahresausweis wurde wie folgt angepasst: Reduzierung der Löhne und 

Gehälter und Erhöhung der Aufwendungen für Altersversorgung um T€ 2.656.   

2. Angaben und Erläuterungen zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Entgeltlich von Dritten erworbene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 

werden zu Anschaffungskosten aktiviert und linear, im Zugangsjahr zeitanteilig, abgeschrieben. 

Die zugrunde gelegten betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern liegen zwischen drei und fünf 

Jahren. 

Sachanlagen sind grundsätzlich zu Anschaffungs- und Herstellungskosten einschließlich 

Nebenkosten und soweit abnutzbar vermindert um planmäßige lineare Abschreibungen angesetzt. 

Fremdkapitalzinsen werden nicht mit einbezogen. Die planmäßige Abschreibung erfolgt unter 

Zugrundelegung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern. Die Abschreibungen auf Zugänge 

des Sachanlagevermögens erfolgen grundsätzlich zeitanteilig. 

Der Grund und Boden wurde mangels vorliegender historischer Anschaffungskosten zu 

Bodenrichtwerten im Rahmen der Eröffnungsbilanz zum 01. Januar 2014 bewertet. Die Gebäude 

wurden mit den Brandkassenwerten bewertet und über die voraussichtliche Restnutzungsdauer 

abgeschrieben. 

Den planmäßigen Abschreibungen liegen folgende Nutzungsdauern zugrunde: 
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Gebäude:        25-50 Jahre 

Außenanlagen:       10-25 Jahre 

Betriebs- und Geschäftsausstattung:    3-15 Jahre. 

Geleistete Anzahlungen sind zum Nennbetrag angesetzt. 

Die Finanzanlagen sind zu Anschaffungskosten oder ihrem niedrigeren beizulegenden Wert 

bewertet. Sie werden auch bei voraussichtlich nicht dauernder Wertminderung gemäß  

§ 253 Absatz 3 Satz 6 HGB auf den niedrigeren beizulegenden Wert abgeschrieben. Sofern in 

Folgejahren die Gründe für die Wertminderung entfallen sind, erfolgen Zuschreibungen gemäß  

§ 253 Absatz 5 HGB.  

Die Vorräte sind zu Anschaffungskosten unter Berücksichtigung des strengen Niederstwertprinzips 

bewertet. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bzw. mit dem am 

Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden Wert bewertet.  

Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert bewertet. 

Als aktiver Rechnungsabgrenzungsposten werden Ausgaben vor dem Abschlussstichtag 

ausgewiesen, soweit sie Aufwand für eine gewisse Zeit nach dem Abschlussstichtag darstellen.  

Der Sonderposten resultiert aus Zuwendungen zur Finanzierung von Investitionen. Die erhaltenen 

Fördermittel werden analog zu den Abschreibungen der finanzierten Sachanlagen aufgelöst.  

Die Rückstellungen umfassen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen und sind 

in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrag 

bewertet. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr sind mit dem ihrer 

Restlaufzeit entsprechenden Marktzinssatz der vergangenen sieben Geschäftsjahre, der von der 

Deutschen Bundesbank zum Bilanzstichtag ermittelt wurde, abgezinst. 

Rückstellungen für Pensions- und Beihilfeverpflichtungen werden auf der Grundlage 

versicherungsmathematischer Berechnungen nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren 

(Projected Unit Credit Method) unter Berücksichtigung der Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. 

Heubeck mit Absenkung der Sterbewahrscheinlichkeiten auf 90 % der Richttafelwerte bewertet. 

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wurden pauschal mit dem von der 

Deutschen Bundesbank im Monat Dezember 2023 veröffentlichten durchschnittlichen 

Marktzinssatz der vergangenen zehn Jahre abgezinst, der sich bei einer angenommenen 

Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt (§ 253 Abs. 2 Satz 2 HGB). Dieser Zinssatz beträgt für 

Pensionsverpflichtungen 1,82 % p.a. (Vorjahr: 1,78 % p.a.) und für Beihilfeverpflichtungen 

1,74 % p.a. (Vorjahr: 1,44 % p.a.). Der Zinssatzänderungseffekt ist im Zinsergebnis ausgewiesen. 

Bei der Ermittlung der Rückstellungen wurde eine Einkommens- und Rentendynamik von jeweils 

2,50 % p.a. (Vorjahr: 2,50 %) zu Grunde gelegt. 

Verbindlichkeiten sind zu ihren Erfüllungsbeträgen angesetzt. 

Der passive Rechnungsabgrenzungsposten beinhaltet Einnahmen vor dem Abschlussstichtag, 

soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem Abschlussstichtag darstellen.  

3. Angaben zu den Posten des Jahresabschlusses  

3.1 Erläuterungen zur Bilanz 

Die Entwicklung des Anlagevermögens ist im Anlagennachweis, Anlage zum Anhang, dargestellt. 

Für die Angaben gemäß § 285 Nr. 11 HGB zu den unter den Finanzanlagen ausgewiesenen 

Beteiligungen, von denen die Körperschaft direkt oder indirekt mindestens 20 % der Anteile besitzt, 

wird von der Regelung in § 286 Absatz 3 HGB Gebrauch gemacht und die Angabe wegen 

untergeordneter Bedeutung für die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

unterlassen. 

8



Unter den Finanzanlagen sind Ausleihungen an Kirchengemeinden in Höhe von TEUR 759 

(Vorjahr: TEUR 617) enthalten.  

Alle Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben eine Restlaufzeit von bis zu einem 

Jahr.  

Das Eigenkapital wird in die Kapitalreserve der Diözese und verschiedene Rücklagen untergliedert. 

Die Kapitalreserve ist unverändert. Sie umfasst im Wesentlichen das Stammvermögen gemäß can. 

1291 CIC. Es ist das widmungsgemäß für die dauerhafte Vermögensausstattung des Bistums 

bestimmte Vermögen.  

Die Rücklagen sind zweckgebunden. Die Rücklagen werden durch Beschlüsse der zuständigen 

diözesanen Gremien gebildet und entwickelten sich im Jahr 2023 wie folgt: 

  01.01.2023 Entnahmen Einstellungen 31.12.2023 

  EUR EUR EUR EUR 

Rücklagen 309.740.464,70 6.082.443,25 13.343.028,77 317.001.050,22 

 

Die Rücklagen in Höhe von TEUR 317.001 (Vorjahr TEUR 309.740) umfassen neben der 

allgemeinen Ergebnisrücklage hauptsächlich Rücklagen für Instandhaltungsmaßnahmen und 

Investitionen sowie Rücklagen für Pensions- und Beihilfeverpflichtungen. Die bilanzrechtlich 

vorgeschriebene Bewertung der Pensions- und Beihilfeverpflichtung nach HGB ist angesichts des 

aktuellen Kapitalmarktzinsniveaus nicht ausreichend. Um auch die darüber hinaus noch nicht in 

der Rückstellung enthaltenen künftigen Zuführungen zu berücksichtigen, wurde eine zusätzliche 

Rücklage von insgesamt TEUR 48.253 (Vorjahr TEUR 50.300) gebildet. 

Der Rücklage für Baumaßnahmen wurde ein Betrag von TEUR 3.927 entnommen und ein Betrag 

von TEUR 3.966 zugeführt. 

Rückstellungspflichtige Pension- und Beihilfeverpflichtungen bestehen zum Bilanzstichtag in Höhe 

von TEUR 90.350 (Vorjahr TEUR 91.782). Der Unterschiedsbetrag gemäß  

§ 253 Absatz 6 S. 1 HGB beträgt TEUR 618 (Vorjahr TEUR 2.766). Insoweit besteht eine 

Ausschüttungssperre.  

In den sonstigen Rückstellungen (TEUR 2.278, Vorjahr 1.991) sind folgende Rückstellungen mit 

nicht unerheblichem Umfang enthalten: 

- Urlaubs- und Überstundenansprüche, Leistungsentgelte sowie sonstige Erstattungsansprüche 

     (TEUR 918; Vorjahr TEUR 956)  

- Aufbewahrungspflichten (TEUR 328; Vorjahr TEUR 328) 

- Altersteilzeit (TEUR 677; Vorjahr TEUR 532). 

Sämtliche Verbindlichkeiten sind unbesichert und haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.  

 

3.2 Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung  

Erträge 

Unter den Erträgen aus Kirchensteuern erfolgt der Ausweis der Einnahmen aus Kirchensteuern 

eines Veranlagungszeitraums aufgrund der Basis von Lohnsteuer, Einkommensteuern und 

Kapitalertragsteuer (TEUR 33.043; Vorjahr TEUR 33.963).  

Die Erträge aus Zuschüssen und Zuweisungen (TEUR 26.557, Vorjahr TEUR 26.650) beinhalten 

die Erträge aus dem Strukturbeitrag Ost in Höhe von rund TEUR 10.170 (Vorjahr TEUR 10.170), 

Staatsleistungen vom Freistaat Thüringen in Höhe von TEUR 6.171 (Vorjahr TEUR 5.827) sowie 

sonstige kirchliche und öffentliche Mittel.  
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Unter den Verwaltungserlösen/Umsatzerlösen werden Schulgelder (TEUR 1.244, Vorjahr 

TEUR 1.274), Miet- und Pachterträge (TEUR 248, Vorjahr TEUR 237) sowie Erträge aus 

Veranstaltungen (TEUR 1.496, Vorjahr TEUR 1.381) erfasst.  

Die sonstigen Erträge enthalten u.a. Kollekten und Spenden TEUR 188 (Vorjahr TEUR 160), 

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen TEUR 0 (Vorjahr TEUR 362), Erträge aus der 

Auflösung von Sonderposten TEUR 290 (Vorjahr TEUR 419), Erlöse aus Anlagenabgängen 

TEUR 365 (Vorjahr TEUR 0) sowie sonstige periodenfremde Erträge von TEUR 338 (Vorjahr 

TEUR 2.100). 

Aufwendungen 

Die Personalaufwendungen für soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 

enthalten in Höhe von TEUR 845 (Vorjahr TEUR 13.174) Aufwendungen, die im Zusammenhang 

mit Pensionsverpflichtungen stehen. Der Vorjahresausweis wurde angepasst um den Betrag der 

bezahlten Ruhestandsbezüge. Der einmalig hohe Vorjahresaufwand war durch die bei der 

Bewertung der Pensionsrückstellungen vorgenommene Anpassung der Annahmen zum 

zukünftigen Gehalts- und Rententrend von 1 % p.a. auf 2,5 % p.a. begründet. Die für die kirchlichen 

Einrichtungen entstandenen Personalaufwendungen betragen (TEUR 1.139, Vorjahr 

TEUR 1.087), welche unter den Aufwendungen aus Zuweisungen und Zuschüssen ausgewiesen 

werden. 

Die unter den Aufwendungen separat ausgewiesenen Zuweisungen und Zuschüsse betreffen vom 

Bistum gewährte Zuschüsse z.B. an die Kirchengemeinden, den Verband der Diözesen 

Deutschlands und den Caritasverband für das Bistum Erfurt e.V. Soweit Zuschüsse für investive 

Maßnahmen ausgereicht wurden, werden sie gesondert als Zuschüsse für Investitionen 

ausgewiesen. 

Die Sonstigen Aufwendungen enthalten u.a. allgemeine Betriebsaufwendungen für die Bildungs- 

und Tagungshäuser (TEUR 1.038, Vorjahr TEUR 884) und die Schulen (TEUR 2.010, Vorjahr 

1.756), die Verwaltungsgebühr für das Finanzamt (TEUR 906, Vorjahr TEUR 967), Rechts- und 

Beratungskosten (TEUR 139, Vorjahr TEUR 727) und Versicherungsbeiträge (TEUR 717, Vorjahr 

TEUR 652). 

Periodenfremde Aufwendungen sind mit TEUR 548 (im Vorjahr TEUR 409) enthalten, davon 

betreffen TEUR 204 den Personalaufwand aus Nachzahlungen in Folge von Prüfungen.  

 

Steuern vom Einkommen und Ertrag 

Das Bistum Erfurt unterliegt als Körperschaft des öffentlichen Rechts nur mit seinen Betrieben 

gewerblicher Art der Körperschaft- und Gewerbesteuer.  

4. Sonstige Angaben 

Haftungsverhältnisse, Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Gegenüber der PaxBank besteht zu Gunsten des Caritasverband für das Bistum Erfurt e.V. eine 

Ausfallbürgschaft von TEUR 211. Mit einer Inanspruchnahme wird auf Grund der planmäßigen 

Tilgungen durch den Hauptschuldner nicht gerechnet. Das zugrunde liegende Darlehen valutiert 

zum 31. Dezember 2023 mit TEUR 41 (Vorjahr TEUR 63) und ist bis zum 30.09.2025 

zurückzuzahlen.  

Gegenüber der Bank für Sozialwirtschaft wurde eine selbstschuldnerische Bürgschaft zu Gunsten 

des Kinder- und Jugendheim St. Josef in Heiligenstadt in Höhe von ursprünglich T€ 255 

übernommen. Mit einer Inanspruchnahme wird auf Grund der planmäßigen Tilgung durch den 

Hauptschuldner nicht gerechnet. Das zugrunde liegende Darlehen valutiert zum 31. Dezember 

2023 mit TEUR 18 (Vorjahr TEUR 28). 

Aus dem Bestellobligo für Investitionsmaßnahmen ergeben sich zum Bilanzstichtag keine 

wesentlichen Verpflichtungen, die über die normale Tätigkeit hinausgehen. 
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Im Rahmen der Umbaumaßnahme Konventgebäude Ursulinenkloster Erfurt wird mit 

Sanierungsaufwendungen in Höhe von EUR Mio. 7,5 gerechnet, von denen bis zum Bilanzstichtag 

ca. EUR Mio. 4,8 abgerechnet waren. 

Zum Bilanzstichtag bestehen keine wesentlichen Verpflichtungen aus Miet- und Pachtverträgen 

oder Dienstleistungsverträgen. 

Die angestellten Mitarbeiter des Bistums erhalten eine betriebliche Altersversorgung 

(Zusatzversorgung). Das Bistum Erfurt als Dienstgeber erfüllt diesen Anspruch auf 

Zusatzversorgung bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen 

Deutschlands Anstalt des öffentlichen Rechts, Köln (KZVK). Gegenüber den angestellten 

Mitarbeitern bestehen mittelbare Versorgungsverpflichtungen für den Fall, dass die KZVK ihren 

Versorgungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Das Risiko der Inanspruchnahme wird 

von der Bistumsleitung als gering eingeschätzt. Der Gesamtbetrag der verbeitragten Löhne beträgt 

TEUR 18.167 (Vorjahr TEUR 17.217). Der zu zahlende Beitrag beläuft sich auf TEUR 1.090 

(Vorjahr TEUR 1.033). 

 

Durchschnittliche Zahl von Mitarbeitenden gem. § 285 Nr. 7 HGB: 

 2023 2022 

Priester 141 139 

davon aktiv 58 57 

davon passiv 83 82 

Sonstige 432 443 

Gesamt 573 582 

 

Organe 

a) Gesetzliche Vertreter 

Dr. Ulrich Neymeyr, Bischof von Erfurt 
 
Raimund Beck, Generalvikar bis 30. August 2023 
 
Dominik Trost, Generalvikar ab 01.September 2023 
 
Das Generalvikariat nimmt unter Leitung des Generalvikars als oberste kirchliche 
Verwaltungsbehörde im Bistum die Verwaltung der diözesanen Körperschaften öffentlichen Rechts 
wahr.  
 
Auf die Angabe der Gesamtbezüge der gesetzlichen Vertreter wird gemäß § 286 Abs. 4 HGB 
verzichtet. 
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b) Aufsichts- und Kontrollgremien (§ 285 Nr. 9 HGB) 

Gemäß CIC haben in der Diözese Erfurt der Diözesanvermögensverwaltungsrat und der 

Diözesankirchensteuerrat weitreichende Anhörungs- und/oder Mitbestimmungsbefugnisse. Die 

Gremien waren im Berichtsjahr mit folgenden Personen besetzt: 

 Diözesanvermögensverwaltungsrat 

Gewählte Mitglieder mit Stimmrecht: 

Klaus-Georg Schmidbauer, Bankdirektor in Rente, Geschäftsführer einer 

Immobiliengesellschaft, Erfurt  

Ralf Schwenken, Präses der Vereinigte Kirchen- und Klosterkammer, Erfurt 

Manuela Simon, Rechtsanwältin, Heilbad Heiligenstadt 

Mitglieder kraft Amtes mit beratender Stimme: 

Dr. Ulrich Neymeyr, Bischof, Vorsitzender 

Raimund Beck, Generalvikar bis 30. August 2023 

Dominik Trost, Generalvikar ab 01.September 2023 
 
Markus Enders, Diözesanökonom  

Elmar Hupe, Leiter der Finanzabteilung  

Jörg Eberhard, Leiter der Abteilung Recht und Liegenschaften 

 

Dem Diözesanvermögensverwaltungsrat obliegen vor allem die Empfehlung zur Verabschiedung 

des jährlichen Haushaltsplanes sowie zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur 

Verwendung des Jahresergebnisses an den Diözesankirchensteuerrat. Außerdem erteilt er die 

Zustimmung zu vermögensrelevanten Maßnahmen. 

 

Diözesankirchensteuerrat: 

Gewählte Mitglieder mit Stimmrecht: 

Steffen Riechelmann, Dechant, Pfarrer der Pfarrei Dom zum Heiligen Kreuz, 

Nordhausen 

Dr. Olaf Zucht, Beamter, Erfurt, Referatsleiter 53, Leiter der Serviceagentur 

Demografischer Wandel im Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft 

Thomas Schmidt, Geschäftsführer eicsoft GmbH, Leinefelde-Worbis 

Norbert Kaschek, Geschäftsführer a.D., Gotha 

Heinz Genter, Steuerfachwirt, Erfurt 

 

Mitglieder kraft Amtes mit beratender Stimme: 

Raimund Beck, Generalvikar bis 30. August 2023, Vorsitzender 

Dominik Trost, Generalvikar ab 01.September 2023, Vorsitzender 
 
Markus Enders, Diözesanökonom 

Elmar Hupe, Leiter der Finanzabteilung  
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Die Aufgaben des Diözesankirchensteuerrates umfassen vor allem die Festsetzung der Höhe der 
Kirchensteuer gemäß § 3 Absatz 3 der Kirchensteuerordnung. Zudem stellt der 
Diözesankirchensteuerrat den Jahresabschluss fest und gibt dem Bischof eine Empfehlung zur 
Verwendung des Jahresergebnisses. Außerdem gibt er eine Empfehlung zur Festsetzung des 
jährlichen Haushaltsplanes. 

Die Mitglieder des Diözesanvermögensverwaltungsrats und des Diözesankirchensteuerrates 
erhalten für Ihre Tätigkeit in diesen Gremien keine Vergütungen. 

Angabe nach § 285 Nr. 17 HGB 

Das Abschlussprüferhonorar für das Jahr 2023 beträgt TEUR 39 (Vorjahr TEUR 37) für 
Abschlussprüferleistungen und TEUR 15 (Vorjahr TEUR 10) für Beratungsleistungen. 

Ergebnisverwendung 

Der Jahresabschluss wurde unter Berücksichtigung der vom Diözesanvermögensverwaltungsrat 
am 29. August 2024 empfohlenen und vom Diözesankirchensteuerrat am 09. September 2024 
beschlossenen Ergebnisverwendung erstellt. 

Nachtragsbericht 

Die Austrittsdynamik bezüglich der Anzahl der Kirchenmitglieder bleibt auch im Jahr 2024 hoch, 
hat sich gegenüber dem Vorjahr jedoch geringfügig abgeschwächt. Wesentliche kurzfristige 
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergeben sich dadurch nicht. 

Sonstige Vorgänge 

Über sonstige Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Jahres 2023 
eingetreten sind und wesentliche Auswirkungen auf die Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage 
haben, ist nichts zu berichten. 

Erfurt, den 09. September 2024 

Dominik Trost 

Generalvikar 
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Entwicklung des Anlagevermögens 2023

01.01.2023 Zugänge Abgänge 31.12.2023
€ € € €

I.
370.294,53 51.120,74 0,00 421.415,27

II. Sachanlagen
1. Grundstücke und grundstücksgleiche

Rechte und Bauten einschließlich
 der Bauten auf fremden Grundstücken 43.116.478,54 295.746,49 207.349,21 43.204.875,82

2. Technische Anlagen 734.400,53 435.078,65 0,00 1.169.479,18
3. Andere Anlagen, Betriebs- und

Geschäftsausstattung 7.288.220,29 573.920,70 105.542,12 7.756.598,87
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 338.179,64 1.048.857,82 0,00 1.387.037,46
Summe der Sachanlagen 51.477.279,00 2.353.603,66 312.891,33 53.517.991,33

III. Finanzanlagen
1. Beteiligungen 160.774,65 0,00 0,00 160.774,65
2. Wertpapiere des Anlagevermögens 410.902.891,53 6.994.164,00 894.825,00 417.002.230,53
3. Sonstige Ausleihungen 1.886.523,00 1.525.100,00 390.963,00 3.020.660,00
Summe der Finanzanlagen 412.950.189,18 8.519.264,00 1.285.788,00 420.183.665,18

Summe des Anlagevermögens 464.797.762,71 10.923.988,40 1.598.679,33 474.123.071,78

Entgeltlich erworbene Lizenzen

Bistum Erfurt

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten

Immaterielle Vermögensgegenstände
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01.01.2023 Zugänge Abgänge 31.12.2023 31.12.2023 31.12.2022
€ € € € € €

332.030,53 27.301,74 0,00 359.332,27 62.083,00 38.264,00

30.088.904,24 592.145,00 50.739,21 30.630.310,03 12.574.565,79 13.027.574,30
494.567,03 56.757,65 0,00 551.324,68 618.154,50 239.833,50

5.919.135,79 472.138,70 76.768,62 6.314.505,87 1.442.093,00 1.369.084,50
0,00 0,00 0,00 0,00 1.387.037,46 338.179,64

36.502.607,06 1.121.041,35 127.507,83 37.496.140,58 16.021.850,75 14.974.671,94

0,00 0,00 0,00 0,00 160.774,65 160.774,65
9.293,62 0,00 0,00 9.293,62 416.992.936,91 410.893.597,91

0,00 0,00 0,00 0,00 3.020.660,00 1.886.523,00
9.293,62 0,00 0,00 9.293,62 420.174.371,56 412.940.895,56

36.843.931,21 1.148.343,09 127.507,83 37.864.766,47 436.258.305,31 427.953.831,50

Abschreibungen Buchwerte
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Bistum Erfurt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Erfurt

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Bistums Erfurt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Erfurt,

– bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den

Lagebericht des Bistums Erfurt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, für das Geschäftsjahr vom

1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage der Körperschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Körper-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit

§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen

Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-

fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-

schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen

handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-

rufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass
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die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für

unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.



Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,

dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Körperschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die

internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßi-

ger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu

ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen

(d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die

Fähigkeit der Körperschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-

ren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich,

auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Körperschaft vermittelt sowie in allen wesentli-

chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Fer-

ner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-

teme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-

mung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um aus-

reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als

Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-

tümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Körperschaft

vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie

einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum

Lagebericht beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen

Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-

weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-

resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-

einflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu
dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellun-
gen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesent-
liche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw.
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der
Körperschaft abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fähigkeit der Körperschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können.
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Körperschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich



 



der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze
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ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Körperschaft vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Körperschaft.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-
genständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-

fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich

etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung fest-

stellen.

Erfurt, den 10. September 2024

PricewaterhouseCoopers GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Andreas Kremser ppa. Scadi Schrader
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin

*#AT#*
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